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Wie gut sind Thüringer 
 Krankenhäuser aufgestellt? 
Am 20. Dezember 2016 wurde der 7. Thüringer Krankenhausplan von 
der Landesregierung verabschiedet. Am 1. Januar 2017 trat er für sechs 
Jahre in Kraft. Der Krankenhausplan regelt die stationäre medizinische 
Versorgung in Thüringen. Doch wie gut ist er wirklich?

S
tellen wir uns dieser, wohl wich-
tigsten Frage: Wie zukunftssicher 
ist der neue Krankenhausplan? 
Widmen wir uns zuerst den neu-

en Versorgungsaufträgen der Kranken-
häuser. Da gibt es „eigentlich nichts Neu-
es“. Die bisherigen Krankenhäuser und ihr 
Versorgungsauftrag werden grundsätzlich 
fortgeschrieben – mit einer Ausnahme. Zur 
wohnortnahen Versorgung erhalten die 
Henneberg Klinik Hildburghausen und das 
Sophien- und Hufeland Klinikum Weimar 
jeweils eine neue Fachabteilung Geriatrie.

Alles in allem wird mit dem Bestands-
schutz eine Vorgabe aus dem Koalitions-
vertrag der jetzigen rot-rot-grünen Lan-
desregierung umgesetzt. Auszug aus dem 
Thüringer Koalitionsvertrag: „Wir werden 
die Thüringer Krankenhäuser auch im länd-
lichen Raum erhalten …“

Doch ist das, was politisch gewollt ist, 
auch immer gut und richtig?

Sehen wir uns die Anzahl der Kranken-
hausbetten an. Im bundesweiten Vergleich 
steht Thüringen mit seinen viel zu vielen 
Krankenhausbetten auch weiterhin an der 

Spitze! Wir könnten es auch anders formu-
lieren: Thüringen hat zu wenig Einwohner 
für die Anzahl der Krankenhausbetten. Wa-
rum das so ist, lässt sich am besten erklä-
ren, wenn wir die Ausgangsbasis für die 
derzeitige Krankenhausplanung betrach-
ten. Die heutige Krankenhausstruktur re-
sultiert aus den 90er-Jahren. In Thüringen 
gab es damals etwa 2,5 Mio. Einwohner. 

Auf Basis der aktuellen Daten des sta-
tistischen Landesamtes geht der 7. Thürin-
ger Krankenhausplan von einer Bevölke-
rung von 2.065.596 Einwohner in 2022 aus.

Die Herausforderungen durch die sin-
kende Zahl der Thüringer Bevölkerung und 
durch ein steigendes Lebensalter der Be-
völkerung wurden beim neuen Kranken-
hausplan über einen Veränderungsfaktor 
für die Bettenprognose je Fachgebiet für 
die Jahre 2017 bis 2022 berücksichtigt. Mit 
dem so gebildeten Faktor (auf Basis der Da-
ten des Statistischen Landesamtes für den 
Freistaat Thüringen) wird beispielsweise 
für das Fachgebiet Geriatrie (Faktor: 1,15) 
für 2022 eine Steigerung um etwa 91 Plan-
betten (dies entspricht einem PLUS von 15 
Prozent) erwartet. Für das Fachgebiet Frau-
enheilkunde und Geburtshilfe wurde der 
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Die Sozialwahl 2017 läuft. In Thürin-
gen haben die Bürger ihre Wahlun-
terlagen erhalten. Nun heißt es, den 
 roten Wahlumschlag bis spätestens 
31. Mai 2017 zurückzuschicken. 
Warum das so wichtig ist? Mit der So-
zialwahl werden die wichtigsten Or-
gane der Selbstverwaltung gewählt: 
die Vertreterversammlungen der 
Deutschen Rentenversicherung Bund 
sowie die Verwaltungsräte der Ersatz-
kassen. Sie sind die Parlamente der 
gesetzlichen Renten- und Kranken-
versicherung. Hier entscheiden Versi-
cherte, Rentner und Arbeitgeber über 
die wichtigsten Fragen – etwa, wie 
die Beiträge verwendet werden und 
wie sich die Renten- und Krankenver-
sicherung personell und organisato-
risch aufstellen. Außerdem legen die 
Parlamente die Voraussetzungen und 
den Umfang der Rehabilitationsleis-
tungen in der Rentenversicherung so-
wie der Satzungsleistungen in der 
Krankenversicherung fest.

M I T M A C H E N

Wir wählen –  
Weil wir die Wahl 
haben!
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Einwohner unter allen Flächenländern in 
Deutschland bleiben wird. 

Thüringer Krankenhauslandschaft 
im Umstrukturierungsprozess

Die weitgehende Kontinuität in der Kran-
kenhausplanung, die mit dem 7. Thüringer 
Krankenhausplan fortgesetzt wird, gibt den 
Krankenhäusern Zeit, sich den demografi-
schen, personellen und qualitativen Her-
ausforderungen der Zukunft zu stellen. Der 
Umstrukturierungsprozess in den Kranken-
häusern erfolgt damit kontinuierlich und 
in den meisten Fällen durch den Kranken-
hausträger und nicht durch den Freistaat 
Thüringen oder die Krankenkassen. 

Gibt es also doch noch andere 
Veränderungen?

Diese Frage ist mit einem eindeutigen JA 
zu beantworten. 

Ein Blick auf die Krankenhausland-
karte des Freistaates Thüringen zu Be-
ginn des neuen Krankenhausplanes zeigt 
auf, dass Ende 2016 kleinere Änderun-
gen in der Krankenhausversorgung fest-
zustellen sind. Am Standort Sülzhayn hat 

Faktor 0,86 ermittelt. Dies führt zu einer 
rechnerischen Reduzierung um 86 Plan-
betten (MINUS 14 Prozent). Für das einzel-
ne Krankenhaus kann es damit im Rahmen 
der gesetzlich geregelten Nachplanung 
(dies erfolgt in Thüringen alle zwei Jahre) 
zu einer stärkeren Schwankung bei der Be-
darfsermittlung kommen, da die demogra-
fische Entwicklung in Thüringen je Region 
unterschiedlich ausfällt.

Wieviel Krankenhausbetten sind gewollt?

Der 7. Thüringer Krankenhausplan geht für 
2017 von einer Gesamtplanbettenprogno-
se mit 14.082 Betten aus. Gleichzeitig er-
gibt die Aufsummierung der Datenblätter 
der einzelnen Krankenhäuser im Anhang 
des 7. Thüringer Krankenhausplanes eine 
Gesamtsumme von 14.417 Betten.

Offen sind darüber hinaus noch über 
100 Anträge der Krankenhäuser auf Ein-
richtung einer neuen Fachabteilung, über 
die vom Gesundheitsministerium nach der 
Anhörung der Krankenhäuser noch ent-
schieden werden soll.

Insgesamt bleibt festzustellen, dass 
Thüringen wohl auch künftig der Spitzen-
reiter bei der Anzahl der Betten je 10.000 

Der Volksmund weiß, gut Ding braucht 
Weile. Das mag man dem 7. Thüringer 
Krankenhausplan zugutehalten. Lange 
wurde fundiert daran gearbeitet und 
das Land gönnte sich – aus durchaus 
guten Gründen – ein Jahr mehr als ur-
sprünglich vorgesehen war. 
Das Ergebnis ist vorzeigbar. Selbst 
wenn vieles so bleibt, wie es war – 
zum Beispiel die größte Bettendich-
te unter allen deutschen Flächenlän-
dern – wurde auch Mut bewiesen: Im 
Kontext der Krankenhausplanung hat 
Thüringen eine Rechtsverordnung 
über Qualitäts- und Strukturanforde-
rungen im Krankenhaus geschaffen, 
die bundesweit ihres Gleichen sucht. 
Darin findet die seit Jahren von Fach-
leuten erhobene Forderung nach ei-
ner Mindestbesetzung von 5,5 Ärzten 
je Fachabteilung eines Krankenhau-
ses ihren Niederschlag. Das ist das 
Minimum, um eine qualitativ hoch-
wertige Versorgung der Patienten 
zu gewährleisten. Nun kommt es da-
rauf an, dass dieser wichtige Quali-
tätsparameter auch verlässlich und 
nachprüfbar flächendeckend einge-
halten wird. Wenn sich die Qualitäts- 
und Strukturvoraussetzungen ledig-
lich als Papiertiger erweisen würden, 
wäre das für die Qualität der Pati-
entenversorgung in den Thüringer 
Krankhäusern verheerend!
Deshalb haben wir schon einmal 
nachgezählt. Thüringen ist auf ei-
nem soliden Weg, aber noch ist nicht 
 alles gut. 

K O M M E N T A R

Ein erster Schritt  
ist vollbracht

von 
DR. ARNIM FINDEKLEE 
Leiter der 
vdek-Landesvertretung 
ThüringenFO
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FEHLENDE FACHARZTQUOTE

Facharztquote für Frauen-
heilkunde / Geburtshilfe oder 
Pädiatrie nicht erfüllt

LK Nordhausen

LK Eichsfeld
LK Kyffhäuserkreis

LK Sömmerda

LK Weimarer Land

LK Saale-Holzland-Kreis

LK Saalfeld-Rudolstadt

LK Saale-Orla-Kreis

LK Greiz

LK Altenburger Land
SK Weimar

SK Jena
SK Gera

SK Eisenach

LK Wartburgkreis

LK Hildburghausen
LK Sonneberg

LK Schmalkalden-Meiningen

LK Gotha

LK Ilm-Kreis

SK Erfurt

SK Suhl

LK Unstrut-Hainich-Kreis
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der Krankenhausträger die Klinik zum 
31.12.2016 geschlossen. Die Geburtsabtei-
lung in Schmalkalden wurde Mitte 2016 
durch den Krankenhausträger geschlos-
sen. Als Gründe wurden fehlendes Per-
sonal und Belegungsprobleme genannt. 
Im neuen Krankenhausplan ist auch der 
Krankenhausstandort Schleusingen nicht 
mehr enthalten. Auch hier hat der Kran-
kenhausträger eine Umstrukturierung 
vorgenommen.

Neben diesen Veränderungen in der 
Krankenhauslandkarte bietet der mit dem 
Krankenhausstrukturgesetz (KHSG) ge-
schaffene sogenannte Krankenhaus-Struk-
turfonds weitere Möglichkeiten zur Um-
strukturierung der Krankenhauslandschaft. 
Dazu werden Mittel für strukturverbessern-
de Maßnahmen bereitgestellt. Insbesonde-
re – so wird definiert – sollen Überkapa-
zitäten abgebaut, Krankenhausstandorte 
konzentriert und Krankenhäuser in nicht 
akutstationäre lokale Versorgungseinrich-
tungen (z. B. Gesundheits- oder Pflegezen-
tren) umgewandelt werden.

Doch welche Vorhaben sind in Thüringen 
förderfähig?

Laut Gesetz ist dies der Fall, wenn ein 
Krankenhaus oder Teile von akutstationä-
ren Versorgungseinrichtungen eines Kran-
kenhauses dauerhaft geschlossen wer-
den, insbesondere wenn ein Standort, eine 
unselbständige Betriebsstätte oder eine 

Fachrichtung, mindestens aber eine Abtei-
lung, dauerhaft geschlossen wird.

Unter Beachtung dieser Kriterien wur-
den in Thüringen in den letzten Monaten 
gleich mehrere Anträge beim Thüringer Mi-
nisterium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie (TMASGFF) eingereicht. 
Das Antragsvolumen der vorliegenden An-
träge überstieg dabei die für diese Maßnah-
men vorgesehenen Mittel in Höhe von ca. 
27 Millionen um ein Mehrfaches. Nicht zu-
letzt wurden damit auch aus Sicht der Kran-
kenhausträger dringend notwendige Um-
strukturierungsmaßnahmen bestätigt!

Neue Wege durch Rechtsverordnung über 
Qualitäts- und Strukturanforderungen

Mit dem 7. Thüringer Krankenhausplan 
beschreitet der Freistaat Thüringen neue 
Wege in der Krankenhausplanung, indem 
zum ersten Mal Qualitätskriterien unmit-
telbar Einfluss auf die Zuerkennung bzw. 
Beibehaltung von Versorgungsaufträgen 
haben. Die zwingend zu erfüllenden Vorga-
ben sind in der Rechtsverordnung geregelt. 
Ziel der Verordnung ist die Sicherstellung 
einer dauerhaften Qualität der Patienten-
versorgung. Daher genügt es nicht, nur bei 
der erstmaligen Aufnahme in den Kran-
kenhausplan die Kriterien zu erfüllen. Die 
Qualitätskriterien müssen dauerhaft erfüllt 
sein! Sollten die Strukturanforderungen 
nicht dauerhaft erfüllt werden, kann sogar 
der Versorgungsauftrag entzogen werden.

Mit der Rechtsverordnung über Qua-
litäts- und Strukturanforderungen vom 6. 
Dezember 2016 hat die rot-rot-grüne Lan-
desregierung verbindliche Regelungen 
festgelegt. Danach muss jede Fachabtei-
lung des jeweiligen Krankenhauses min-
destens 5,5 Vollzeitstellen für Ärzte vor-
halten, wovon wenigstens drei Fachärzte 
des jeweiligen Fachgebietes sein müssen. 
Für bestehende Fachabteilungen gilt eine 
Übergangsfrist bis Ende 2017.

vdek prüfte Arztquoten

Die vdek-Landesvertretung hat auf Basis 
der aktuell vorliegenden Qualitätsberich-
te aller Thüringer Krankenhäuser aus 2015 
den Erfüllungsstand der ärztlichen Beset-
zung nach der Thüringer Rechtsverordnung 
überprüft. Im Ergebnis ist festzustellen, 
dass bei der Arztquote insgesamt 91 Pro-
zent der Fachabteilungen in den Thüringer 
Krankenhäusern schon heute die Rechts-
verordnung erfüllen. Im Vergleich dazu 
wird die Facharztquote nach der Rechts-
verordnung für das Fachgebiet Pädiatrie 
zu 32 Prozent und für das Fachgebiet Frau-
enheilkunde und Geburtshilfe zu 19 Pro-
zent noch nicht erfüllt, was der Grafik zu 
entnehmen ist.

Bei der Analyse der Unterschiede in 
der regionalen Verteilung der Nichterfül-
lung der Facharztquote für die Fachgebie-
te Pädiatrie sowie Frauenheilkunde und 
Geburtshilfe wurde zudem festgestellt: 
In den größeren Städten wie Erfurt, Jena, 
Gera und Weimar wird die Rechtsverord-
nung erfüllt. Der Vergleich zeigt auf, dass 
in kleineren Städten bzw. einigen Land-
kreisen die Facharztquote noch nicht er-
füllt ist. Die regionalen Unterschiede sind 
in der vorliegenden Thüringenkarte zu se-
hen. An diesen Standorten besteht akuter 
Handlungsbedarf. Um auch diese Fachab-
teilungen langfristig erhalten zu können, 
muss an den jeweiligen Standorten die 
vorgegebene Arztquote erfüllt werden.

Darüber hinaus sollten die Kliniken 
ernsthaft darüber nachdenken, unwirt-
schaftliche Doppelstrukturen durch Ko-
operationen abzubauen.  

ERFÜLLUNG DER PERSONALQUOTEN in den Krankenhausabteilungen
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D A S  T H Ü R I N G E R  P R Ä V E N T I O N S M O D E L L

Ganzheitlicher Blick  
auf die Gesundheit
Die Weichen für die Umsetzung des Präventionsgesetzes in Thüringen  
wurden bereits sehr früh gestellt. 2016 wurde die Landesrahmenvereinbarung  
geschlossen und die zwei Präventionsprojekte sind am Start.

B
ereits im Januar 2015 bekannte 
sich die damals gerade neu ins 
Amt gekommene Staatssekretä-
rin Ines Feierabend im Thürin-

ger Gesundheitsministerium zu einem ge-
meinsamen Vorgehen des Landes bei der 
Umsetzung des Präventionsgesetzes mit 
den Krankenkassen. Der bis dahin laufen-
de Gesundheitszieleprozess in Koordina-
tion und unter fachlicher Leitung durch 
die Landesvereinigung für Gesundheits-
förderung e. V. – AGETHUR – sollte an die 
Umsetzung des Präventionsgesetzes ge-
koppelt werden.

Mit dieser Idee stellte sich Ines Feier-
abend im Juni 2015 im Kreise der Ersatz-
kassen vor und fand Gehör. Auch bei den 
anderen Krankenkassen fand sie Zustim-
mung. Auf einer von der AGETHUR initi-
ierten Fachtagung im Juli 2015 – und da-
mit noch bevor das Präventionsgesetz den 
zweiten Durchgang im Bundesrat absol-
vierte – vereinbarten die Teilnehmer, 

gemeinsam an die Umsetzung des Prä-
ventionsgesetzes heranzugehen. Dabei 
sollte auf die gewachsene und verwertba-
re Struktur des Thüringer Gesundheitszie-
leprozesses zurückgegriffen werden. Die 
besondere Rolle der AGETHUR als lan-
desweiter Koordinator mit zunehmender 
Verantwortung für einen zielgerichteten 
und gesteuerten Gesundheitszielepro-
zess, unter Berücksichtigung der Aufga-
ben aus dem Präventionsgesetz, wurde 
damit anerkannt.

Für die Ersatzkassen in Thüringen be-
deutete diese politische Absichtserklä-
rung, sich mit den anderen Akteuren der 
zu schließenden Landesrahmenvereinba-
rung auf die im Vergleich zu den anderen 
Bundesländern abweichende Konstellati-
on – der Förderung von GKV-Präventions-
projekten – zu verständigen. 

Um die Bedarfe zu ermitteln, wur-
de in einem sogenannten Clearingjahr, 
dem Jahr 2016, zunächst analysiert, wel-
che Präventionsprojekte in Thüringen in 
welchen Lebenswelten und -phasen be-
reits existierten. Eine von der AGETHUR 
zusammengetragene Übersicht ließ die 
ungleiche Besetzung in den drei Zielbe-
reichen erkennen. Während die meisten 
der etwa 40 Projekte im Zielebereich „Ge-
sund aufwachsen“ und dabei vorwiegend 
in Schulen und Kindertagesstätten geför-
dert wurden, erfuhren die Zielebereiche 
„Gesund leben und arbeiten“ und „Ge-
sund alt werden“ wenig oder keine För-
derung und ließen damit großen Nachhol-
bedarf erkennen. 

Die bei der Geschäftsstelle der Landes-
rahmenvereinbarung eingegangenen elf 
formlosen Anträge auf Projektförderung 

wurden geprüft. Dabei erkannten die Thü-
ringer Krankenkassen sehr schnell die 
Notwendigkeit eines GKV-abgestimmten 
Antrags- und Bewilligungsverfahrens für 
Präventionsprojekte gemäß der Präventi-
onsrichtlinien. Erst damit hätten die An-
träge auch ordnungsgemäß gesichtet und 
bewertet werden können. Um das Förder-
verfahren in 2017 nicht in seiner Gänze 
in Frage zu stellen, wurden das Projekt – 
„Bewegte Kinder = gesündere Kinder“ vom 
Landessportbund und das Projekt „Koor-
dinierungsstelle Gesunde Schule“ vom 
 Bildungsministerium und „ausgewählt 
und beraten. 

Nun muss sich zeigen, ob diese 
Entscheidung auch richtig war.

Im Kontext der Umsetzung der Landes-
rahmenvereinbarung wird es jetzt um 
die Weiterentwicklung einer Thüringer 
Präventionsstrategie gehen. Analog der 
o. g. drei Zielebereiche zur Umsetzung 
des Präventionsgesetzes orientieren sich 
auch die neu definierten Zielebereiche 
an den drei Lebensphasen „Gesund auf-
wachsen“, „Gesund leben und arbeiten“ 
und „Gesund alt werden“.

Drei ins Leben gerufene Strategie-
arbeitsgruppen, in denen auch die Er-
satzkassen vertreten sind, werden bis 
Herbst 2017 konkrete Vorschläge für ein 
Zielesystem in den Zielebereichen unter-
breiten. 

Verwirklicht wird damit letztendlich 
die vor zwei Jahren geborene Idee des ge-
meinsamen Herangehens in Sachen Ge-
sundheitsförderung und Prävention im 
Land Thüringen.  
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G E M E I N S A M  A N S  W E R K  G E H E N !

Prävention in Thüringen  
unter einem Dach angesiedelt
Präventionsangebote müssen sich nach den Anforderungen richten, 
wie sie das Leben der Menschen mit sich bringt. Damit bringt es Ines 
 Feierabend, Staatssekretärin im Gesundheitsministerium, auf den Punkt.

Frau Feierabend, in Thüringen wurden die 
Weichen für die Umsetzung des Präventi-
onsgesetzes bereits sehr früh gestellt. 
Richtig, Thüringen ist ein Vorreiter in der 
Umsetzung des Präventionsgesetzes. Wir 
haben als eines der ersten Bundesländer 
eine Landesrahmenvereinbarung unter-
schrieben. Das war am 7. April 2016. Der 
zeitige Abschluss der Vereinbarung ist uns 
vor allem deshalb gelungen, weil von An-
fang an alle Krankenkassen und Sozialver-
sicherungsträger an einem Strang zogen.

Gemeinsam haben wir seitdem schon 
einiges erreicht. Wir haben Qualitätskri-
terien und Antragsmodalitäten entwickelt 
und damit die Voraussetzungen zur Um-
setzung des Präventionsgesetzes geschaf-
fen. Nun heißt es, die Vorreiterrolle auch 
weiterhin bei der inhaltlichen Ausgestal-
tung einzunehmen. Ich vertraue darauf, 
dass der gut angelaufene Prozess auch 
fortgesetzt wird. Die rot-rot-grüne Landes-
regierung setzt auf einen konstruktiven Di-
alog mit allen Beteiligten.

Sie haben den Prozess zur Etablierung von 
Strukturen zur Umsetzung des Präventi-
onsgesetzes von Anfang an im Kontext des 
Aufbaus einer Landesgesundheitskonferenz 
(LGK) gesehen. Wie schätzen Sie diese di-
rekte Anbindung heute ein?
Mit der Anbindung an die Landesgesund-
heitskonferenz wird die Umsetzung des 
Präventionsgesetzes gleich von Anfang an 
auf ein solides Fundament gestellt, weil wir 
in der Konferenz alle für die Gesundheits-
politik wichtigen Partner an einem Tisch 
haben. So vermeiden wir einerseits inef-
fiziente Doppelstrukturen und anderseits 
bündeln wir unsere Energien. Schließlich 

gibt es große Schnittmengen zwischen dem, 
wozu wir uns in der Landesgesundheits-
konferenz verabredet haben und den Zie-
len des Präventionsgesetzes.

Beide Prozesse beinhalten zum Beispiel 
Konzepte für die Gesundheitsförderung äl-
terer Menschen in ihrem Wohnumfeld un-
ter Einbeziehung stationärer und ambu-
lanter Pflegeangebote. Wichtig war uns 
deshalb, sowohl die Geschäftsstelle der 
Landesgesundheitskonferenz als auch die 
Geschäftsstelle der Landesrahmenverein-
barung bei der AGETHUR – sozusagen un-
ter einem Dach – anzusiedeln. 

Im letzten Steuerungsgremium er-
gab sich als ein neuer Auftrag an die Ge-
schäftsstellen, gemeinsam zwischen Land 
und GKV inhaltliche Schnittmengen her-
auszuarbeiten.

Mit der Verbindung beider Prozesse 
gelingt es, einheitliche Qualitätsstandards 
und Kriterien zu formulieren.

Welche künftigen Herausforderungen se-
hen Sie für das Land und für die Kranken-
kassen? Was würden Sie zukünftig unbe-
dingt vermeiden und was fördern wollen?
Wir müssen gemeinsam mit allen Fach-
leuten die Schwerpunkte für die kommen-
den Jahre definieren. Sehr wichtig ist mir, 
auch die Bürgerinnen und Bürger einzu-
beziehen. Wir brauchen den echten Aus-
tausch mit denen, für die wir die Gesund-
heitspolitik machen. Zweitens sollten wir 
in der Umsetzung dort ansetzen, wo die ge-
sundheitlichen Belastungen der Thürin-
ger Bürgerinnen und Bürger am größten 
sind. Hier gilt es vor allem, bereits beste-
hende Angebote weiterzuentwickeln. Drit-
tens werden wir uns sehr intensiv mit den 

Herausforderungen des demografischen 
Wandels befassen müssen.

Bei all dem gilt für mich der Grundsatz: 
Präventionsangebote müssen sich nach den 
Anforderungen richten, wie sie das Leben 
der Menschen mit sich bringt. Das gilt für 
den Arbeitsplatz, die Kita, die Schule, das 
Stadtviertel oder das Dorf. Das Schöne am 
Präventionsgesetz ist dabei, dass es uns 
erlaubt, Gesundheitsangebote nicht nur 
im Sinne stationärer und ambulanter ärzt-
licher Versorgung zu entwickeln, sondern 
auf die Erhaltung unserer Gesundheit in je-
der Facette unseres Lebens – in der Arbeit, 
in der Freizeit, in der Familie – zu achten. 
Auch aus der Sicht der gesundheitspoliti-
schen Institutionen sehe ich große Vorteile. 
Gemeinsam können wir integrierte Ange-
bote entwickeln. Ich bin zuversichtlich, dass 
dabei etwas Ordentliches im Sinne der Bür-
gerinnen und Bürger herauskommt. 

Welche Erwartungen haben Sie an die Ak-
teure? 
Alle sollten sich einbringen. Wir sind auf 
die Fachexpertise, dem Wissen um die 
Bedarfe der Zielgruppen, gelingende Me-
thoden und Praxiserfahrung angewiesen. 
Wenn uns das gelingt, stehen die Chan-
cen gut, dass wir praxisgerechte Angebo-
te schaffen.

Das sollte allen bewusst sein. Vor al-
lem aber heißt es, jetzt gemeinsam ans 
Werk der Umsetzung im Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 
zu gehen.  



thüringen

Q U A L I T Ä T S S I C H E R U N G  Ü B E R  A L L E  B E R E I C H E 

Was ist eine Qesü-RL und was 
soll sie bewirken?
Mit dem GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG) wurden die 
bisherigen sektorenspezifischen Regelungen zur Qualitätssicherung 
zusammengeführt, um die Anforderungen soweit wie möglich ein-
heitlich und sektorenübergreifend festzulegen. Mit der ersten Be-
schlussfassung vom 19. April 2010 über die Richtlinie zur einrich-
tungs- und sektorenübergreifenden Qualitätssicherung (Qesü-RL) 
hatte der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) einen ersten Schritt 
zur Umsetzung des gesetzlichen Auftrages getan.

D
ie Qesü-RL hat das Ziel, die Ergeb-
nisqualität zu verbessern, valide 
und vergleichbare Erkenntnis-
se über die Versorgungsqualität 

der Leistungserbringer zu gewinnen und 
damit die Selbstbestimmung der Patien-
ten zu stärken. Durch die sektorenüber-
greifende Betrachtung wird ein kontinu-
ierlicher Qualitätsentwicklungsprozess 
eingeleitet. Zur Umsetzung dieser Zie-
le werden auf der Landesebene Landes-
arbeitsgemeinschaften (LAG) für die sek-
torenübergreifende Qualitätssicherung 
gemeinsam von der Kassenärztlichen Ver-
einigung der Kassenzahnärztlichen Verei-
nigung der Landeskrankenhausgesellschaft 
und den Landesverbänden der Kranken-
kassen und den Ersatzkassen gegründet. 
Die LAG richtet ein Lenkungsgremium als 

Entscheidungsgremium ein. Das Lenkungs-
gremium ist paritätisch zwischen den Kost-
enträgern und Leistungserbringern besetzt 
und ist gegenüber dem G-BA für die ord-
nungsgemäße Durchführung der Richtlini-
en und Bestimmungen verantwortlich. Für 
die administrative Betreuung und tech-
nisch-organisatorische Durchführung bei 
der Umsetzung der Qualitätssicherungs-
maßnahmen wird eine Geschäftsstel-
le eingerichtet. Die LAG hat sich darauf 
verständigt, dass der Sitz der Landesge-
schäftsstelle bei der Landesärztekammer 
Thüringen in Jena ist. Die zu beauftragen-
de Landesgeschäftsstelle muss unabhän-
gig gegenüber den Leistungserbringern und 
den Krankenkassen, sowie räumlich, fach-
lich und personell unabhängig, neutral und 
eigenständig sein.  

Die Mitgliederversammlung des 
vdek hat Uwe Klemens (61) an die 
Spitze des Ersatzkassenverbandes 
gewählt. Klemens ist als ehrenamt-
licher Verbandsvorsitzender Nach-
folger von Christian Zahn, der dieses 
Amt nach zehn Jahren aus Alters-
gründen abgegeben hat. 
Nach einer Ausbildung zum Sozial-
versicherungsfachangestellten und 
Weiterbildung an der Akademie der 
Arbeit in Frankfurt am Main war der 
gebürtige Pfälzer insgesamt mehr 
als 35 Jahre lang für die Gewerk-
schaft Handel, Banken und Versi-
cherungen und später für ver.di in 
Rheinland-Pfalz tätig. 
Die Gremienarbeit der Ersatzkas-
sen ist Uwe Klemens seit Jahrzehn-
ten vertraut. Sein Engagement in der 
Selbstverwaltung begann 1993 bei 
der damaligen  BARMER, später war 
er im Verwaltungsrat der BARMER 
GEK aktiv. Seit 2014 ist Uwe Klemens 
Mitglied im Verwaltungsrat der TK 
und zusätzlich im Verwaltungsrat 
des GKV-Spitzenverbandes. Hier ist 
er seit März 2016 auch alternieren-
der Vorsitzender.
Auch die vdek-Gremien kennt Uwe 
Klemens gut. Seit Dezember 2014 
war er stellvertretender Verbands-
vorsitzender und Mitglied des Ge-
samtvorstandes des vdek.

P E R S O N A L I E

Uwe Klemens ist 
neuer Verbandsvor-
sitzender des vdek

UWE KLEMENS
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Wenn Kinder und Jugendliche 
sehr schwer erkranken!
Was ist, wenn Kinder schwer erkranken und dennoch zu Hause ge-
pflegt werden sollen? Experten gehen davon aus, dass in Thüringen 
jährlich etwa 45 Kinder und Jugendliche von einer schweren Erkran-
kung betroffen sind.

W
enn Kinder und Jugendliche 
an einer unheilbaren Krank-
heit leiden, ist dies oftmals 
mit einer langen palliativen 

Krankheitsphase und hoher emotionaler 
Belastung der gesamten Familie verbun-
den. Schätzungen gehen davon aus, dass 
in Thüringen etwa 400 junge Menschen 
mit einer lebenslimitierenden Erkrankung 
leben. Sie haben einen gesetzlichen An-
spruch auf Spezialisierte Ambulante Pal-
liativversorgung (SAPV). Im Vergleich zur 
SAPV bei Erwachsenen – hier stehen eher 
onkologische Erkrankungen im Vorder-
grund – sind es bei Kindern und Jugend-
lichen häufig genetische Erkrankungen, 
Stoffwechselleiden und komplexe neuro-
logische Erkrankungen, die der Kompetenz 
eines pädiatrischen SAPV-Teams bedürfen. 

Seit 1. Oktober 2016 ist zusätzlich zu 
den zwischenzeitlich neun Thüringer 
SAPV-Teams für Erwachsene ein Kinder-
palliativteam mit Sitz in Jena am Netz. 
Im Team arbeiten palliativmedizinisch 

weitergebildete Fachärzte für Kinder- und 
Jugendmedizin und Kinderpalliativpflege-
fachkräfte mit dem Ziel zusammen, Betrof-
fene möglichst bis zum Lebensende in ih-
rer vertrauten häuslichen Umgebung zu 
versorgen. Der kassenartenübergreifend 
geschlossene Vertrag weist als Versor-
gungsgebiet den gesamten Freistaat aus. 
Mit der vertraglich vereinbarten Organi-
sationsstruktur wird gewährleistet, dass 
jederzeit eine Krisenintervention in der 
Häuslichkeit erfolgen kann.

Eine Besonderheit des Thüringer Ver-
trages ist der Einschluss von sogenann-
ten seltenen Erkrankungen in den Versor-
gungsumfang. Laut Definition handelt es 
sich um Krankheitsbilder mit einer Prä-
valenz von weniger als fünf von 10.000 
Menschen. Die Versorgung durch das 
Kinder palliativteam ist in diesen Fällen 
auch über das Alter von 18 hinaus bis ein-
schließlich 27 Jahren möglich. Diese erwei-
terte Altersgrenze gilt ebenfalls, wenn die 
Versorgung durch entsprechend qualifi-
zierte Leistungserbringer aus dem Fachge-
biet der Kinder- und Jugendmedizin auch 
in der Vergangenheit schon übernommen 
wurde oder wenn ein dem Kindesalter ent-
sprechender psychomotorischer Entwick-
lungsstand vorliegt. 

Aufgrund fehlender valider Daten ist es 
schwer, den jährlichen Versorgungsbedarf 
zu prognostizieren. Die Vertragspartner ge-
hen davon aus, dass jährlich etwa 45 Kin-
der, Jugendliche und junge Erwachsene der 
Hilfe und Unterstützung des Palliativteams 
bedürfen. Dabei ergänzt die pädiatrische 
SAPV bereits bestehende Versorgungs-
strukturen und Unterstützungsformen.  
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Birgit Dziuk, die Neue 
in der Ersatzkassen-
gemeinschaft

Bereits Anfang des Jahres über-
nahm Birgit Dziuk die Leitung der 
 BARMER Landesvertretung in Thü-

ringen. Sie trat damit die Nachfolge des 
ehemaligen Landesgeschäftsführers 
 Hermann Schmitt an, der nach über 40 
Dienstjahren in seinen Ruhestand ging.
Die gebürtige Duisburgerin kennt die gro-
ßen Fußstapfen ihres Vorgängers. Aber 
sie stellt sich diesen Herausforderungen. 
Vor allem will sie sich damit beschäftigen, 
wie in der Gesundheitsversorgung die Zu-
sammenarbeit sektorenübergreifend ver-
bessert werden kann. Insbesondere in 
den ländlichen Gebieten, von denen Thü-
ringen besonders geprägt ist, sieht sie 
sich in der Pflicht. Hier heißt es für sie, in-
novativ zu denken und gemeinsam über 
Grenzen hinweg nach bedarfsgerechten 
Lösungen zu suchen.Ihre Laufbahn be-
gann sie 1988 mit einer Ausbildung zur 
Sozialversicherungsfachangestellten. 
Nach der Ausbildung studierte sie Kran-
kenkassenbetriebswirtin und danach 
„Angewandte Gesundheitswissenschaf-
ten“. Nach mehreren Jahren bei BKKen 
war sie zuletzt Leiterin der Stabsstelle 
der Deutschen BKK, welche zum Jahres-
wechsel mit der BARMER fusionierte. Die 
 BARMER ist bundesweit und auch in Thü-
ringen die größte Ersatzkasse.
Wir wünschen der neuen Landesge-
schäftsführerin Birgit Dziuk eine erfolg-
reiche Arbeit in der Ersatzkassengemein-
schaft in Thüringen!
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Noch in diesem Jahr wird Thüringen 
ein Krebsregistergesetz erhalten. 
Das Land hat sich dieser Aufgabe, 

dem Aufbau des klinischen Krebsregis-
ters, zu stellen. Das Krebsregister ist eine 
systematische Sammlung von Informati-
onen in Form einer Datenbank zu Tumor-
erkrankungen. Das Krebsregister leistet 
damit einen wichtigen Beitrag zur Quali-
tätssicherung. 
Auch der 12. Thüringer Krebskongresses 
am 10. und 11. Juni 2017 am Universitätskli-
nikum Jena wird sich mit dem Krebsregis-
ter beschäftigen. Am Kongress unter dem 
Thema: „Innovation, Integration, Informa-
tion: Krebs in Thüringen – gleiche Chan-
cen für jeden“ wird auch die vdek-Landes-
vertretung Thüringen teilnehmen. Sie wird 
in der Podiumsdiskussion „Erwartungen 
an das Thüringer Krebsregister“ die Positi-
onen der Ersatzkassen darstellen.

Was kann Selbsthilfe? Unter die-
sem Motto hatte der vdek einen 
Fotowettbewerb ausgeschrie-

ben. Als Antwort darauf ist derzeit bun-
desweit die vdek-Wanderausstellung „Das 
kann Selbsthilfe“ unterwegs. Nächste Sta-
tion ist das Universitätsklinikum in Jena. 
Dort wird die Fotoausstellung vom 9. Mai 
bis 2. Juni 2017 in der Magistrale am UKJ zu 
sehen sein. Die Ausstellungseröffnung ist 
gekoppelt an einen Selbsthilfetag am UKJ. 
Interessierte sind herzlich eingeladen!

A U F  D E M  W E G

Thüringer 
 Krebsregistergesetz 

Z U  G A S T  A M  U K J

Fotoausstellung  
in Jena

Krankheiten vermeiden, bevor sie 
entstehen. Mit diesem einfachen Satz 
wird das Ziel des Präventionsgesetzes 
auf den Punkt gebracht. Doch wo, auf 
welchen Ebenen, müssen Prioritäten 
gesetzt werden? Wie wird die Zielge-
rechtigkeit erreicht? Wie rentiert sich 
das Präventionsgesetz für den Ein-
zelnen, für die Kostenträger, für die 
Gesellschaft? Welche Langzeitwir-
kungen sind realistisch zu erwarten? 
Welche Gestaltungspielräume haben 
die Beteiligten? Sind Prävention und 
Gesundheitsförderung eine sinnvolle 
und nachhaltige Investition?
Diesen Fragen stellt sich die vdek-
Landesvertretung am 23. Mai 2017 
mit einer Fachtagung unter dem Titel 
„Prävention – eine Investition in die 
Gesundheit“ in Erfurt.
Weitergehende Informationen sind 
unter www.vdek.com/LVen/THG/
Presse/veranstaltungen-aktuell.html 
abrufbar.

V D E K - F A C H T A G U N G

Experten im Erfah-
rungsaustausch zur 
Prävention „Gesundheit ist das höchste Gut“, 

heißt es mit Recht. Daher ist es nicht 
verwunderlich, dass viele Menschen 
aktiv etwas für ihre Gesundheit tun 
möchten und dabei auch auf indivi-
duelle Gesundheitsleistungen (IGeL) 
setzen, deren Wirksamkeit oft nicht 
wissenschaftlich belegt ist. Das Buch 
„IGeL-Angebote beim Arzt“ hilft dabei, 
ärztliche Zusatzangebote besser ein-
zuschätzen. Die 24 häufigsten IGeL-
Angebote, Tipps für das Gespräch mit 
dem Arzt, Patientenrechte und IGeL – 
über diese und weitere Aspekte infor-
miert das Buch von Tanja Wolf. 

Tanja Wolf 
IGeL-Angebote beim Arzt 
2015, 196 Seiten, € 12,90 
Verbraucher-Zentrale NRW, 
Düsseldorf

Wie könnte die stationäre Versor-
gung der Zukunft aussehen? Wie 
kann die Notfallversorgung neu 
und besser organisiert werden und 
welche weiteren Herausforderungen 
werden in zehn oder fünfzehn Jahren 
zu erwarten sein? Mit diesen und 
weiteren Fragestellungen setzt sich 
der Krankenhaus-Report 2017 aus-
einander und blickt dabei bewusst 
über die unmittelbar anstehenden 
Problemlagen hinaus. Verschiedene 
Autoren analysieren die sich ab-
zeichnenden Herausforderungen und 
entwickeln Konzepte für die statio-
näre Versorgung der Zukunft.

Klauber / Geraedts / Friedrich /  
Wasem 
Krankenhaus-Report 2017 
2017, 496 Seiten, € 59,99 
Schattauer Verlag, Stuttgart

B Ü C H E R

IGeL-Angebote  
beim Arzt 

Krankenhaus- 
Report 2017
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